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20 In Oberschlesien und in Schleswig konnten 
die Einwohner per Volksabstimmung über die 
weitere Zugehörigkeit ihres Gebiets befinden. 
In Oberschlesien äußerten sich 60 % der Bevöl-
kerung für den Verbleib bei Deutschland und 
40 % für die Angliederung an Polen. Ein Kom-
promissvorschlag des italienischen Botschaf-
ters Sforza in Versailles führte schließlich zur 
Teilung des Gebiets in einen polnischen und 
einen deutschen Teil.   
In Schleswig wurde in zwei Zonen über die 
Zugehörigkeit abgestimmt. Die Ergebnisse im 
nördlichen und südlichen Teil waren gegen-
sätzlich: Während im Norden 75 % für Däne-
mark votierten, sprachen sich im Süden 80 % 
für den Verbleib bei Deutschland aus. Nord-
schleswig kam daraufhin zu Dänemark.

21 http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Defi-
nition/volksabstimmung.html (Abruf am 
20.05.2016).
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Vor 100 Jahren

Die Volksbefragung in 
Eupen-Malmedy (2. Teil)

Klaus-Dieter Klauser

Farce nr. 2: Volksabstimmung 
oder Volksbefragung?

Nach dem Ersten Weltkrieg musste 
die Landkarte Europas neu gezeich-
net werden, denn neue Staaten (z.B. 
Finnland) waren entstanden, alte 
(wie z.B. Österreich-Ungarn) waren 
aufgelöst und Teilgebiete (wie Eupen-
Malmedy) wechselten die staatliche 
Zugehörigkeit. Diese Souveränitäts-
wechsel wurden mancherorts von 
Volksabstimmungen20 oder, wie in 
Eupen-Malmedy, von einer Volksbe-
fragung begleitet, auch wenn deren 

Ergebnisse nicht immer umgesetzt 
wurden. Während eine Volksabstim-
mung (Referendum) die geheime und 
freie Stimmabgabe voraussetzt und 
ein für die Entscheidungsträger bin-
dendes Ergebnis ergibt, werden den 
Stimmberechtigten bei einer Volks-
befragung eine oder mehrere Fragen 
vorgelegt, deren Ergebnis aber nur 
empfehlenden Charakter und keine 
rechtliche Verbindlichkeit hat.21

Wie aus einer Note des Vorsitzenden 
der Versailler Konferenz, Georges 
Clemenceau, hervorging, hatten die 
Alliierten nie die Absicht, in Eupen-
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22 Clemenceau an die deutsche Delegation in 
Versailles (Schreiben vom 10.11.1919), in: Mal-
medy-St.Vither Volkszeitung vom 10. Dezem-
ber 1919, S. 3.

23 Ohne Abstimmung abgetreten wurden östli-
che Teile Westpreußens (an Polen), Posen (an 
Polen) und Elsass-Lothringen (an Frankreich).

24 Doepgen, H.; op.cit., S. 72.
25 Klauser, K.D.: Die regionale Bedeutung der Ei-

senbahn im Ersten Weltkrieg, in: ZVS 2016-05 
und -06, S. 87 und 113.

Malmedy eine Volksabstimmung 
durchzuführen, die überdies in 
Belgien verfassungsrechtlich nicht 
möglich ist. War dies ein Entgegen-
kommen der Alliierten Belgien ge-
genüber, das ja die Hoheit in Eupen-
Malmedy ausübte?

Die Bewohner, „die etwa den Wunsch 
haben sollten, dass ihr Heimatgebiet un-
ter deutscher Herrschaft bleibe“, sollten 

dies „frei“ zum Ausdruck bringen 
können.22  Eupen-Malmedy war das 
einzige von einem Staatenwechsel 
betroffene Gebiet, in dem eine Volks-
befragung erfolgte.23

Den belgischen Vertretern in Ver-
sailles (Hymans und Vandervelde) 
war es gelungen, dass die Alliierten 
eine „Kommission für belgische An-
gelegenheiten“ einberiefen, die über 

die belgischen Forderungen beraten 
sollte. Diese Kommission, bestehend 
aus Vertretern Englands, Frank-
reichs, der USA, Italiens und Japans, 
wurde vom französischen Offizier 
André Tardieu (1876-1945) geleitet, 
einem Vertrauten Clemenceaus und 
einem Befürworter der belgischen 
Forderungen. Während die japani-
schen und italienischen Vertreter 
sich bei den Verhandlungen zurück-
hielten, standen die englischen und 
amerikanischen Verhandlungsposi-
tionen der französischen Position oft 
genug gegenüber. Während Tardieu 
beständig und hartnäckig die belgi-
schen Forderungen erläuterte und 
unterstützte (Gebietserweiterung 
nach Osten aus militärstrategischen 
Gründen, Einverleibung der Venn-
bahn ins belgische Hoheitsgebiet, 
Wiedergutmachung der Kriegsschä-
den durch Zugewinn von Waldge-
bieten), wollten die englischen und 
amerikanischen Kommissionsmit-
glieder das Selbstbestimmungsrecht 
der Bewohner gewahrt sehen. So sei 
es mit den Prinzipien des Friedens-
vertrages nicht vereinbar, dass 4.500 
Menschen ihre Staatsangehörigkeit 
wegen einer Eisenbahn wechseln 
sollten.24 Damit war die von Belgien 
geforderte Angliederung des Kreises 
Monschau vom Tisch. Nur die Trasse 
der Vennbahn, die die Kreise Eupen 
und Malmedy verband, sollte belgi-
sches Hoheitsgebiet werden, da zum 
einen die Bahnverbindung zwischen 
Eupen, Malmedy und St.Vith nicht 
durch ausländisches Gebiet verlaufen 
sollte und zum anderen der für den 
Truppenübungsplatz wichtige Ver-
ladebahnhof Sourbrodt aus Sicher-
heitsgründen zu Belgien kommen 
sollte. Immerhin war der deutsche 
Aufmarsch 1914 über die Vennbahn-
höfe und das Lager Elsenborn er-
folgt.25

Es gelang Tardieu indes recht schnell, 
die englischen und amerikanischen 

Volksabstimmung oder Volksbefragung? G. Clemenceau ist deutlich.
(Malmedy-St.Vither Volkszeitung, 10.12.1919, Staatsarchiv Eupen)

32

ZVS 
2020-02



26 Im Kreis Malmedy lebten 1920 rund 25.400 
Deutschsprachige und ca. 9.700 Wallonen. 
( Doepgen, H., op.cit., S. 74)

27 Klauser, K.D.: Pro und contra Annexion in 
Eupen-Malmedy, in: ZVS 2019-09, S. 205, und 
ZVS 2019-10, S. 217.

28 Balace, F.: Belgien und die Ostkantone im Ver-
sailler Vertrag, in: Brüll, C. (Hg.): Zoom 1920-
2010, Eupen 2012, S. 93ff.

29 Siehe hierzu Doepgen, H., op.cit., S. 69-78, und 
Balace, F., op.cit., S. 91.

30 „Ich wünsche die Gesamtheit der Kreise Eupen 
und Malmedy unter deutscher Souveränität 
verbleiben zu sehen.“ oder „Ich wünsche den 
über meiner Unterschrift von mir bezeichne-
ten Teil der Kreise Eupen und Malmedy unter 
deutscher Souveränität verbleiben zu sehen.“ 
(Doepgen, H., op.cit., S. 239).

31 Doepgen, H., op.cit., S. 92ff.
32 Renard, P.: Malmédy irrédentiste (1919), S. 9.

Delegierten vom „belgischen Charak-
ter“ des Kreises Malmedy zu über-
zeugen, den er bei einem Besuch vor 
Ort festgestellt haben wollte.26 Bitt-
schriften aus Malmedy, die für eine 
Angliederung an Belgien plädierten, 
schienen dies zu untermauern.27

In Eupen gab es derweil keine An-
zeichen dafür, dass die Bevölkerung 
einen Staatenwechsel wollte. Die von 
Tardieu vorgebrachten wirtschaftli-
chen und sprachlichen Gründe konn-
ten nicht überzeugen. Das Eupener 
Land sollte als neues Erschließungs-
gebiet für die Bergbaugesellschaft 
„Vieille Montagne“ gewonnen wer-
den, da die Blei- und Zinkerzvor-
kommen im bisherigen Abbaugebiet 
Neutral-Moresnet zur Neige gingen. 
Zudem, so Tardieu, sei diese Region 
immer „belgisch“ gewesen, da sie vor 
der Franzosenzeit zum Herzogtum 
Limburg gehört habe, das ja nun zu 
Belgien gehöre. Die Bevölkerung sei 
nicht deutsch, sondern „flämisch“; 
die Tuchindustrie sei immerhin aus 
Flandern eingeführt worden und 
man spreche dort einen plattdeutsch-
flämischen Dialekt wie in Aubel oder 
Remersdael.28

Die englischen und amerikanischen 
Kommissionsmitglieder erklärten 
sich schließlich einverstanden, Belgi-
en den Kreis Eupen wegen der engen 
wirtschaftlichen Beziehung zu Neu-
tral-Moresnet und zur Wiedergut-
machung der erlittenen Holzverluste 
zuzugestehen, doch unter der Bedin-
gung, dass den Einwohnern der bei-
den Kreise das Recht auf Selbstbe-
stimmung zuerkannt werde. Auf ihr 
Drängen hin wurde der Bevölkerung 
zwar kein „Plebiszit“ (Volksabstim-
mung), wohl aber die Möglichkeit 
eines Protests gegen die Annexion 
eingeräumt.29

Das Beharrungsvermögen Tardieus 
auf belgische Positionen einerseits 
und die englische und amerikanische 
Forderung zum Recht auf Selbstbe-
stimmung andererseits finden sich 
somit in der Formulierung von Art. 
34 des Versailler Vertrages. Die Tat-
sache, dass keine Volksabstimmung, 
sondern eine Volksbefragung ge-
währt wurde, spiegelt das Kräfte-
verhältnis der Verhandlungspartner 
und kann nicht als Ausdruck des 

guten Willens gelten, der ortsansäs-
sigen Bevölkerung die Möglichkeit 
zur Selbstbestimmung einzuräumen. 
Wären die Gebiete von Eupen und 
Malmedy zunächst unter unabhängi-
ge Verwaltung gekommen, hätte man 
in dem Punkt keine verfassungs-
rechtlichen Rücksichten auf Belgien 
zu nehmen brauchen.

Farce nr. 3: Der Wortlaut 
der Abstimmungsfrage

Die Frage, die die Stimmberechtigten 
zu beantworten hatten30, war zugleich 
ein Protest gegen die Angliederung 
der Kreise Eupen und Malmedy an 
Belgien und insofern ein negatives Re-
ferendum, da nur gegen die Angliede-
rung Eupen-Malmedys gestimmt wer-
den konnte; Stimmenthaltungen oder 
ungültige Stimmen wurden demnach 
automatisch zu Gunsten Belgiens ge-
zählt. Da sich gegen die Annexion ent-
weder des ganzen Gebiets oder gegen 
die eines Teilgebiets ausgesprochen 
werden konnte, war absehbar, dass 
der Protest in seiner Wirkung gestreut 
werden sollte und keine Gleichför-
migkeit mehr möglich war.

Die Formulierung der Frage berei-
tete einiges Kopfzerbrechen, musste 
sie doch einerseits die Verpflichtung 
zur Selbstbestimmung beachten und 
andererseits vermeiden, dass sich 
ein Großteil der Bewohner gegen die 
Annexion aussprach. Es war nämlich 
zu erwarten, dass eine Mehrheit sich 
gegen die Angliederung aussprechen 
würde, wenn die Frage offen gestellt 
worden wäre („Sind Sie für oder gegen 
eine Angliederung der Kreise Eupen 
und Malmedy an Belgien?“). Schon im 
Frühjahr 1919 hatte nämlich eine zwei-
wöchige prodeutsche Unterschriften-
kampagne des St.Vither Apothekers 
Schiltz den Beweis erbracht, dass sich 
nahezu die Hälfte der rund 17.000 Ein-
wohner des Kreises Malmedy (darun-
ter 1.200 Wallonen) für einen Verbleib 
bei Deutschland aussprach. Auch im 
Kreis Eupen hatte eine nur vierstündi-
ge Umfrage zweier deutscher Parteien 
ein ähnliches Ergebnis erbracht.31

Um ein solches Umfrageergebnis zu 
vermeiden, schlug der amerikanische 
Delegierte in Versailles ein negatives 
Referendum vor, bei dem nur die Geg-
ner der Annexion sich öffentlich zu 

Der Vorsitzende der „Kommission für belgi-
sche Angelegenheiten, André Tardieu. 

(wikicommons, Abruf 24.5.2016)

ihrer Meinung bekennen konnten. 
Er griff dabei eine Idee des in Lüttich 
lebenden Exil-Malmedyers Prosper 
Renard auf, die er in seiner Schrift 
„Malmédy irrédenstiste“32 vorgestellt 
hatte, um zu vermeiden, dass sich 
viele in die Protestlisten eintrügen. 
Indem nur die Gegner der Annexion 
verpflichtet wurden, ihre Meinung öf-
fentlich zu bekunden und sich somit 
als belgienfeindlich zu kennzeichnen, 
verringerte man effektiv das Risiko ei-
nes breiten Widerstandes.

Ortsansässige Bewohner, die entwe-
der ihren Arbeitsplatz oder ihr zu be-
wirtschaftendes Land in den beiden 
Kreisen hatten und somit ihre Lebens-
grundlage zu verlieren hatten, werden 
sicher davor zurückgeschreckt haben, 
eine solche Frage zu beantworten. Das 
existenzielle Hemd war vielen aus 
verständlichen Gründen näher als der 
politische Rock.

(Fortsetzung folgt)

33

ZVS 
2020-02


